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9. Jahrgang 


Wichtige Aenderungen des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 


Die Sozialverſicherung bei uns erfährt in der letzten 
Zeit eine Reihe von neuen Abänderungen, die ſich leider nicht 
zum Beſten der Verſicherten auswirken. Gewiß iſt die Lage 
der einzelnen Sozialverſicherungszweige infolge der Arbeits— 
loſigkeit und der unnormalen Wirtſchaftsverhältniſſe in Polen 
nicht gerade als ſehr günſtig zu bezeichnen. Trotzdem iſt aber 
doch beſonders in den letzten beiden Jahren eine Beſſerung ein⸗ 
getreten, die nicht zuletzt auch die einzelnen Sozialverſicherungs— 
träger in eine günſtigere Lage verſetzt hat. 


In der Angeſtelltenverſicherung haben wir im Laufe der 
letzten Jahre immer wieder Beitragserhöhung und Leiſtungs— 
kürzung feſtſtellen müſſen, trotzdem die finanzielle Entwicklung 
dieſes Verſicherungszweiges als gut zu bewerten if. Die 
Rücklagen in der Angeſtelltenverſicherung hätten u. E. dazu 
ausgereicht, dem Verſicherten die bei der Schaffung des An— 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes eingeſührten Leiſtungen zu ge— 
währen. 

Wir müſſen nun heute berichten, daß am 15. März 
d. Is. von der Regierung ein Geſetz verkündet iſt, daß ein— 
ſchneidende Abänderungen des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
vom 24. November 1927 enthält. Der Wortlaut des Geſetzes 
iſt im Geſetzblatt Nr. 39 vom 12. 5. 34 Dz. Ust. Rz.-P. 
Nr. 39 Poſ. 347 veröffentlicht worden. 


Wir wollen in dieſer Abhandlung ganz kurz auf die 
abgeänderten Beſtimmungen des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes eingehen, behalten uns vor, den genauen Wortlaut 
in der nächſten Ausgabe unſerer Zeit] ſchrift zu veröffentlichen. 


Das neue Geſetz enthält zunächſt Beſtimmungen, die 
verſchiedene Unklarheiten in der urſprünglichen Faſſung des 
Geſetzes beſeitigen. Es werden dann folgende Aenderungen 
verfügt: Die Verſicherungspflicht wird auf verſchiedene Be— 
rufsgruppen ausgedehnt, die bisher der Verſicherungspflicht 
nicht unterlagen. Beſonders werden Aufſichtsperſonen aus 
dem Bergbau zu den verſicherungspflichtigen Perſonen ge— 
zählt. Z. B. Aufſeher, nach Beendigung einer Mittelſchule, 
ſoweit fie die Tätigkeit als Steiger oder Steigerſtellvertreter 
ausüben. Weiter erſtreckt ſich die Verſicherungspflicht auch 


Stelle herzlichſt für ihre verantwortliche Mitarbeit gebankt. 


| 9 Die Erfolge unferer Werbearbeit in dieſem Jahre ſind ſehr beachtlich. 
Berufskameraden! konnten wir in der Zeit vom 1. 1. bis 31. 5. 1934 erzielen. 
Dieje Werbeerfolge verpflichten uns aber zur weiteren Aufbauarbeit. 


auf Pulver- und Feldaufſeher. Ferner wird dem Miniſter 
für ſoziale Fürſorge die Ermächtigung erteilt, auch noch 
andere Berufsgruppen für die Verſicherung in der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung zu beſtimmen. Es folgen dann Vor— 
ſchriften über die Erleichterung der freiwilligen Weiterver— 
ſicherung und Beſtimmungen über die Berufsgruppen, welche 
der Verſicherungspflicht als Angeſtellte nicht unterliegen. 
Weiter ſieht das Geſetz eine neue Regelung der Renten— 
leiſtungen vor. 

Einzelheiten werden wir gerade über dieſe ſo wichtige 
Frage in der folgenden Monatsſchriſt bekannt geben. Es 
kommen nun Abänderungen des Geſetzes über die Renten⸗ 
leiſtungen (Alters- und Invalidenrente). Neu iſt auch die 
Gewährung von Sterbegeldern an Hinterbliebene der 
Verſicherten. Die übrigen Artikel des neuen Geſetzes befaſſen 
ſich mit verſchiedenen Vorſchriften über die Sicherſtellung 
der Rücklagen, bringen Vorſchriften über die Rentenbezugs⸗ 
berechtigten. Außerdem wird noch bekanntgegeben, daß im 
Einſpruchsverfahren kürzere Friſten angeordnet werden zur 
Beſchleunigung des Einſpruchs- und Beſchwerdeverfahrens. 


Aus den Ausführungen geht wiederum hervor, daß die 
Leiſtungen in der Angeſtelltenverſicherung geändert worden 
ſind. Dieſe Neuregelung kann u. E. nur vorübergehender 
Natur ſein. Wir werden bemüht bleiben, unſeren Berufs— 
kameraden zu ihren alten, erworbenen Rechten zu verhelfen. 
Wir fühlen uns dazu aus der Erkenntnis heraus verpflichtet, 
daß ja die Verſicherten trotz der hohen Beiträge in den 
letzten Jahren erhebliche Opfer gebracht haben. 

Selbſtverſtändlich ſind wir unſeren Mitarbeitern zum 
großen Dank verpflichtet, wenn ſie uns entſprechende Vor— 
ſchläge zur Verbeſſerung der Angeſtelltenverſicherung unter— 
breiten. Die heutige Zeit erfordert, daß jeder einzelne Be— 
rufskamerad an der Entwicklung der Angeſtelltenverſicherung 
Anteil nimmt und uns bei der Durchſetzung ſeiner Wünſche 
unterſtützt. Daraus folgt, daß jedes einzelne Mitglied uns 
auch ſeine Beſchwerden vorträgt. Wir ſind ja dazu da, 
Beſchwerden entgegenzunehmen, Mängel zu beſeitigen und 
Wünſche zu berücklichtigen. Kor. 
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einzelne Berufskamerad reihe ſich ein in den Werbedienſt und hole den letzten deutſchen kaufmänniſchen Angeftellten und Kaufmannslehrling 


in unferen Verband herein. 
lichkeit für eine wirkſame Werbearbeit. 


Bord und zugegriffen. Es geht um uns alle. 


Die erhebliche Herabſetzung der Beiträge und die Gewährung der Leiſtungen in alter Höhe geben die Mög⸗ 
Aber nicht allein aus materiellen Gründen, ſondern aus ideellen gehört jeder deutſche kaufmänniſche 
Angeſtellte und Kaufmannslehrling in unſeren deutſchen Berufsverband. Auskünfte erteilen wir gern und zu jeder Zeit. 
Jeder bleibe Kämpfer für unſeren Verband und unſer Volkstum. 


Alle Mann an 
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Der Kampf um unſere Einkommensbedingungen. 


Im Mittelpunkt unſerer Arbeit ſteht der Kampf um die 
Erhaltung des Arbeitsplatzes für unſere Berufskameraden. 
Dieſe Auseinanderſetzungen werden uns gewiß nicht leicht 
gemacht, wir müſſen uns faſt täglich mit unſeren Gegnern 
auseinanderſetzen. 

In der Ende April d. Ts. ſtattgefundenen Mitarbeiter: 
beſprechung ſind wir uns über die Maßnahmen einig geworden, 
die zur Beibehaltung des Arbeitsplatzes für unſere Mitglieder 
notwendig ſind. Wir ſind zu der Erkenntnis gekommen, daß 
wir in dieſem Abwehrkampfe Seite an Seite ſchreiten müſſen 
und daß es jetzt auf die Haltung jedes einzelnen Arbeits— 
kameraden ankommt. Ja es iſt ſogar in der Not unſerer 
Zeit erforderlich, daß ſich der ſchaffende deutſche Menſch, ob 
Arbeiter oder Angeſtellte, ob Handwerker oder Gewerbe— 
treibende, in unſerem Gebiet die Hand zur gemeinſamen Arbeit 
reichen muß, um über alle Parteien hinweg dafür einzuſtehen, 
dem deutſchen Volksgenoſſen die Lebensmöglichkeit zu geben. 
Neben der Erhaltung des Arbeitsplatzes ſtehen wir zurzeit in 
einem Kampf um unſere Einkommensbedingungen. In allen 
Induſtriezweigen, in der Schwerinduſtrie, weiterverarbeitenden 
Metallinduſtrie, im Handel und Gewerbe ſind die Gehalts— 
abkommen für die Angeſtellten gekündigt. Die bisherigen 
Verhandlungen haben zu keinem Ergebnis geführt. Man 
wartet in den anderen Induſtriezweigen das Ergebnis der 
Verhandlungen in der oberſchleſiſchen Bergwerks- und Hütten= 
induſtrie ab. Bekanntlich bauen ja alle anderen Gewerbe— 
zweige die Einkommensbedingungen für ihre Angeſtellten auf 
dem Gehaltsabkommen der Schwerinduſtrie auf. Wir müſſen 
uns nun heute mit den Forderungen des Arbeitgeberverbandes 
der Schwerinduſtrie für die neue Gehaltsordnung beſchäftigen. 
Der Arbeitgeberverband unterbreitet uns eine Forde— 
rung auf eine weitere 15% ige Herabſetzung der Gehälter für 
die nach Tarif bezahlten Angeſtellten. 

a In der gegenwärtigen Zeit müſſen wir die Forderung 
des Arbeitgeberverbandes als geradezu ungeheuerlich betrach— 
ten. Wir wiſſen nicht allein aus unſeren Kreiſen, ſondern aus 
Beſprechungen mit verſchiedenen Generaldirektoren der In— 
duſtrie, daß beſonders in dieſem Jahre und auch ſchon im ver— 
gangenen Jahre eine Beſſerung der Wirtſchaftslage der ein— 
zelnen Werke in der Schwerinduſtrie eingetreten iſt. Einmal 
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hat der Abbau von Tauſenden von Angeſtellten in der Schwer— 
induſtrie eine erhebliche Senkung der Verwaltungskoſten ge— 
bracht, z. a. ſind durch die Feierſchichten, durch den eingeführten 
Turnusurlaub bei den Arbeitern erhebliche Herabſetzungen 
eingetreten. Nicht zuletzt wollen wir die verſchiedenen Betriebs— 
einſchränkungen und Betriebsſtillegungen in der oberſchleſiſchen 
Bergwerks- und Hütteninduſtrie herausſtellen. | 


In den einzelnen Bergbaubetrieben ſind die Selbſtkoſten 
im Verhältnis zu den früheren Jahren um über 50°), herab- 
geſetzt worden. Aber auch die Zinſen für die Bankkredite 
haben in der letzten Zeit eine weſentliche Herabſetzung erfahren. 
Wenn wir uns die Geſchäftsabſchlüſſe der Induſtrieunternehmun— 
gen anſehen, ſo müſſen wir feſtſtellen, daß auch von Arbeit— 
geberſeite eine Beſſerung der Wirtſchaftsverhältniſſe in den 
einzelnen Unternehmungen zugegeben wird. 

Die Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband kamen 
zu keinem Ergebnis, da wir ja anhand unſeres Beweismaterials 
die Forderung des Arbeitgeberverbandes ablehnen mußten. 
Wahrſcheinlich wird ſich der Schlichtungsausſchuß mit der Ent- 
ſcheidung dieſes Gehaltsſtreites beſchäftigen. Ein Termin zu 
einer mündlichen Verhandlung iſt bis zur Stunde nicht angeſetzt. 

In den anderen Induſtriezweigen ſind die Gehaltsver— 
handlungen auf kurze Zeit verſchoben worden, weil die ein— 
zelnen Tarifvertragsparteien erſt den Ausgang des Gehalts— 
ſtreites in der Schwerinduſtrie abwarten wollen. 


Wir werden unſere Berufskameraden über den Fortgang 
der Auseinanderſetzungen um unſere Einkommensbedingungen 
fortlaufend unterrichten. 

Selbſtverſtändlich brauchen wir die Mitarbeit aller Arbeits- 
kameraden, die dieſen ſchweren Kampf um die Neugeſtaltung 
ihres Einkommens führen müſſen. Wir ſind uns darüber klar, 
daß es nicht jo leicht ſein wird, hier erfolgreich beſtehen zu 
können. Alle uns zur Verfügung ſtehenden Wege werden 
wir aber beſchreiten, um eine weitere Verſchlechterung der Ein— 
kommensverhältniſſe gerade in der jetzigen Notzeit zu unter— 
binden. Es iſt das gute Recht aller unſerer Mitarbeiter, uns 
mit Vorſchlägen und entſprechenden Angaben beizuſtehen. Wir 
erwarten daher den reſtloſen Einſatz aller an dieſem Kampf 
beteiligten Berufskameraden. Kor. 


Merkwürdiges Verhalten der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt Königshütte. 


Uns wird geſchrieben: Die Wirtſchaftskriſe der letzten 
Jahre mit ihren ſchlimmen Begleiterſcheinungen, Angeſtellten— 
entlaſſungen, Gehaltsabbau, Verringerung der ſozialen Beiträge 
uſw. iſt an unſeren Verſicherungsanſtalten gewiß nicht ſpurlos 
vorübergegangen. Wir können es daher gut verſtehen, wenn 
auch die Angeſtelltenverſicherung alle ihre Entſchlüſſe abhängig 
macht von der Vorausſetzung größter Sparſamkeit. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus haben ſich auch die Angeſtellten 
ſchweren Herzens, aber willig mit der Kürzung der Arbeits— 
loſenunterſtützungsſätze einverſtanden erklärt, ebenſo haben ſie 
einer Erhöhung der Beitragsſätze zuſtimmen müſſen. Was 
alſo der Angeſtellte ſelber zur Sanierung der Angeſtellten— 
verſicherung beitragen konnte, iſt geſchehen. Die Angeſtellten 
können daher mit gutem Recht fordern, daß auch ihnen von— 
ſeiten der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt einiges Verſtändnis 
entgegengebracht wird, wenn ſie gezwungen ſind, die Leiſtungen 
der Angeſtelltenverſicherung in Anſpruch zu nehmen. Wenn 
aber ein Angeſtellter, der aufgrund jahrzehntelanger Tätigkeit 
zur weiteren Arbeit nicht mehr fähig iſt, geſtützt auf ein oder 
mehrere ärztliche Gutachten, Antrag auf Gewährung der ihm 
nun zuſtehenden Invalidenrente ſtellt, dann wird er eine arge 
Enttäuſchung erleben. In den allerſeltenſten Fällen wird ein 
Antrag auf Gewährung der Invalidenrente von ſeiten der 
Rentenkommiſſion in einem für den Angeſtellten günſtigen 
Sinne entſchieden werden, ſodaß das Gros der Antragſteller 
von vornherein mit einer Ablehnung rechnen muß. Nun ſteht 
dieſen Antragſtellern zwar das Recht zu, gegen den Beſchluß 
der Rentenkommiſſion Berufung beim Oberverſicherungsamt 
zu erheben, ſodaß jeder Angeſtellte von dieſem Recht auch 
Gebrauch machen wird. Aber er muß ſich vor der angeſetzten 
Verhandlung beim Oberverſicherungsamt einer Unterſuchung 
durch einen von der Angeſtelltenverſicherung beauftragten 
Vertrauensarzt unterziehen. Stellt der Vertrauensarzt feſt, 
daß der Antragſteller zur Arbeit noch fähig iſt, ſo iſt die Be— 


rufung trotz mehrerer privatärztlicher Gutachten völlig aus» 
ſichtslos. Dagegen iſt im allgemeinen auch nichts einzuwenden. 
Man müßte aber glauben, daß im entgegengeſetzten Falle, 
wenn alſo der Vertrauensarzt eine Arbeitsunfähigkeit zu über 
50 Prozent beſtätigt hat, nunmehr der Gewährung der Inva— 
lidenrente nichts mehr im Wege ſteht. Weit gefehlt! Selbſt 
wenn das Oberverſicherungsamt ſich den Standpunkt des 
Vertrauensarztes zu eigen macht und dem Antragſteller die 
Rente zuerkennt, iſt die Gewährung der Rente noch lange 
nicht geſichert. Die Erfahrung der letzten Zeit hat nämlich 
gelehrt, daß die Angeſtelltenverſicherung ſelbſt dann, wenn 
durch Urteil des Oberverſicherungsamtes dem Antragſteller 
die Rente zuerkannt wird, Reviſion beim Wojewodſchafts⸗ 
verſicherungsamt beantragt. Es erſcheint notwendig, voraus— 
zuſetzen, daß der Vertrauensarzt in nur ſehr wenigen Fällen die 
Arbeitsunfähigkeit eines Antragſtellers beſtätigen wird. Wenn 
dies aber doch erfolgt, dann ſollte doch die Angeſtellten— 
verſicherung ihrerſeits dem Angeſtellten keine Schwierigkeiten 
mehr bereiten und ihm nun endlich die Rente gewähren. Man 
kann ſich doch ſehr gut vorſtellen, daß der Antragſteller durch 
die dauernden ärztlichen Unterſuchungen und die lange Warte— 
zeit vollkommen deprimiert wird und daß deſſen Geſundheits— 
zuſtand hierdurch eine außerordentliche Verſchlechterung erleidet. 
Es ijt leider oft genug ſchon vorgekommen, daß Angeſtellte, 
die endlich in den Genuß der Invalidenrente gekommen ſind, 
ſich deſſen nicht allzulange erfreuen konnten, oder gar noch vor 
Erhalt der Rente ſtarben. Was aber dem geſunden Rechts— 
empfinden des Angeſtellten direkt zuwiderläuft, iſt der Umſtand, 
daß die Angeſtelltenverſicherung im Falle eines ablehnenden Gut⸗ 
achtens ihres Vertrauensarztes den Antragſteller ſofort ablehnt, 
im andern Falle (bei Anerkennung vorhandener Arbeitsunfähig— 
keit durch denſelben Vertrauensarzt) dies Gutachten nicht an— 
erkennen will. Dieſes Verfahren erregt berechtigt ſtarkes 
Mißtrauen und gibt leider Anlaß zu den verſchiedenſten Deu— 
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tungen. Hier können wir tatſächlich mehr Objektivität von 
der Angeſtelltenverſicherung fordern. Es geht nicht an, 
daß man ein Gutachten nur deswegen ablehnt, weil es in 
einem für den Antragſteller günſtigen Sinne lautet. Wir 
können es uns nicht vorſtellen, daß ein Arzt nur deshalb, 
weil er vom Antragſteller für das ausgeſtellte Gutachten 
bezahlt wird, ein dem tatſächlichen Geſundheitszuſtand wider⸗ 
ſprechendes Gutachten abfaſſen wird; ſchon allein aus Gründen 
der Berufsehre wird er beſtrebt ſein, größte Objektivität bei 
allen Unterſuchungen zu bewahren. Warum verweigert daher 
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die Angeſtelltenverſicherung einem Angeſtellten, der bereits die 
Rente der Spolka Bracka, die Renten der Reichsverſicherungs— 
anſtalt und der Reichsknappſchaft bezieht, die ihm hier zu⸗ 
ſtehende Rente? 

Man ſollte doch beſtrebt ſein, dem Angeſtellten, der ein 
Lebensalter ſeinem Unternehmen ſeine ganzen Kräfte zur Ver— 
fügung ſtellte und der jahrzehntelang die Beiträge zur Ange— 
ſtelltenverſicherung leiſtete, die ihm zuſtehende Rente noch bei 
Lebzeiten zu zahlen. Das liegt auch letzten Endes in der 
Abſicht des Geſetzgebers! 


Der Geſamtverband deutſcher Angeſtellten⸗Gewerkſchaften Poln.⸗O6. 


Wiederholte Anfragen aus Mitgliederkreiſen veranlaſſen 
uns, zu unſerem Aartellverband Stellung zu nehmen. 

Im Gegenſatz zu den Einheitsgewerkſchaften, in denen 
jeder Angeſtellte, ob weiblich oder männlich, ohne Rüchſicht 
auf ſeine Berufszugehörigkeit Mitglied werden kann, iſt der 
DHV. eine bewußt männliche Berufsorganiſation der kauf— 
männiſchen Angeſtellten. Daran hat ſich ſeit der Gründung 
des Verbandes bis zum heutigen Tage nichts geändert. Die 
Ereigniſſe der letzten Zeit (der Neuaufbau der Arbeiter- und 
Angeſtelltenverbände in Deutſchland nach Berufsgruppen) 
haben die Richtigkeit unſerer bisherigen organiſatoriſchen 
Grundſätze beſtätigt. Damit iſt jedoch noch nicht etwa geſagt, 
daß die Angehörigen anderer Berufsgruppen unbedingt einer 
Einheitsgewerkſchaft angehören müſſen. Es ſoll nicht Aufgabe 
dieſer Abhandlung ſein, den beſtehenden Einheitsgewerkſchaften 
etwa die Exiſtenzberechtigung abzuſprechen; ebenſowenig beab- 
ſichtigen wir die Notwendigkeit der Zugehörigkeit zu einem 
Berufsverband beſonders zu betonen, da der DHV. ſeine 
Exiſtenznotwendigkeit oft genug ſchon unter Beweis geſtellt 
hat. Freilich, die Techniker, Werkmeiſter und weiblichen An⸗ 
geſtellten uſw. können in unſerem Verband nicht als Mitglieder 
aufgenommen werden. Trotzdem beſteht aber für alle tech— 
niſchen Angeſtellten und auch für die weiblichen Angeſtellten 
die Möglichkeit, einem deutſch-völkiſchen Berufsverbande beizu— 
treten. Dem in Poln.O-S. beſtehenden Geſamtverband deutlicher 
Angeſtelltengewerkſchaften (Gedag) gehören an: der DH V., 
der Verband oberſchleſiſcher Techniker und Werkmeiſter, ſowie 
der Verband der weiblichen Angeſtellten. Zum beſſeren Ver— 
ſtändnis unſerer Mitglieder führen wir über den Verband 
oberſchleſiſcher Techniker (BOT.) nachſtehendes aus: 

Die Gründung des Verbandes erfolgte im Jahre 1919, 
als die Führung des bisherigen Deutſchen Werkmeiſterverbandes 
immer mehr in das Fahrwaſſer der freien, ſozialiſtiſchen Klajjen- 
kampfgewerkſchaften geriet, die im Afabund zuſammengeſchloſſen 
waren. Die bewußt chriſtlich- nationalen Techniker und Werk⸗ 


Der Kündigungsſchutz der 


Durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit („Arbeits- 
ordnungsgeſetz“) iſt eine ganze Reihe bisheriger Sozialgeſetze außer 
Kraft geſetzt worden. Vielfach iſt die Meinung anzutreffen, daß auch 
die verſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen über das Recht der Kün— 
digung nicht mehr in Geltung ſind. Das iſt ein Irrtum. Nur das 
Einſpruchsrecht des Betriebsrätegeſetzes iſt aufgehoben worden; an 
ſeine Stelle tritt der Kündigungsſchutz aus dem Arbeitsordnungsgeſetz. 
Ferner ſind die Schutzbeſtimmungen der Stillegungsverordnung durch 
die neuen Vorſchriften über die Maſſenentlaſſungen (§S 20 A. O. G.) 
erſetzt worden. Schließlich iſt ſelbſtverſtändlich der befondere Schutz 
für die Mitglieder der alten Betriebsvertretungen mit dem Aufhö— 
ren dieſer Einrichtungen erloſchen. Alle übrigen Geſetzesbeſtimmun— 
gen, die das Recht der Kündigung regelten, ſind nach wie vor in 
Kraft, auch das Kündigungsſchutzgeſetz ſür ältere Angeſtellte. 


Es gelten alſo für die Kaufmannsgehilfen immer noch die Be— 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuches. Die geſetzliche Kündigungsfriſt 
beträgt für ſie ſechs Wochen zum Vierteljahresſchluß. Die Friſt kann 
durch Vereinbarung anders feſtgeſetzt merden; ſie muß aber für beide 
Teile gleich ſein und darf nicht weniger als einen Monat betragen. 
Die Kündigung darf nur zum Monatsſchluß ausgeſprochen werden. 

Die gleiche Regelung gilt nach der Gewerbeordnung für die ge— 
werblichen Angeſtellten, alſo z. B. für Techniker und Werkmeiſter 
U er NA. 

Für diejenigen Angeſtellten, die Dienſte höherer Art leiſten, 
ſchreibt das Bürgerliche Geſetzbuch eine Mindeſtkündigungsfriſt von 
ſechs Wochen zum Vierteljahresſchluß vor. Das BGB. nennt felber 


meiſter kehrten daher, da ſie dieſe Politik nicht mitmachen 
wollten, dem Deutſchen Werkmeiſterverband den Rücken und 
gründeten einen neuen, auf deutſch-völkiſcher Grundlage fußen⸗ 
den Berufsverband, den Verband Deutſcher Techniker. Die 
Bewegung wurde ganz allgemein, ſodaß auch in Kattowitz die 
Notwendigkeit beſtand, eine Landesgeſchäftsſtelle des Verbandes 
Deutſcher Techniker zu errichten. Mit dem Uebergange der 
Staatshoheit wurde die Landesgeſchäftsſtelle Kattowitz ſelb— 
ſtändig, der hier verbliebene Teil änderte ſeinen Namen und 
hieß Verband oberſchleſiſcher Techniker (V. O. T.). Die 
neuen Landesgrenzen hinderten auch nicht den gegenſeitigen 
Gedankenaustauſch, das Verhältnis blieb mit den Berufs» 
kollegen im Verband Deutſcher Techniker weiter ein recht 
inniges. Mit der Neubildung der Gewerkſchaften in Deutſch— 
land im Mai 1933 wurde infolge ſeiner jederzeit klaren, ein» 
deutigen Haltung der Verband deutſcher Techniker beauftragt, 
der die Sammlung aller deutſchen Techniker in den Deutſchen 
Techniker⸗Verband durchgeführt hat. 

Die Erkenntnis, daß nur ein Berufsverband, auf deutſch— 
völkiſcher Grundlage fußend, die beſte Garantie für eine in⸗ 
tenſive Vertretung bietet, bricht ſich auch unter den deutſchen, 
techniſchen Angeſtellten Poln.⸗Oberſchl. immer mehr und mehr 
Bahn. Es kann mit Freuden feſtgeſtellt werden, daß bisher 
unorganiſierte, techniſche Angeſtellte die Notwendigkeit einer 
Verbandszugehörigkeit erkannt haben und in großer Anzahl 
dem Verband oberſchleſiſcher Techniker als Mitglieder beitreten. 
Unſere Mitglieder, die über das Verhältnis innerhalb des 
Gedag bezw. über das Beſtehen des V. O. T. noch nicht unter» 
richtet waren, erſuchen wir daher, aufklärend und werbend zu 
wirken. Aufnahmeerklärungen für Techniker können auf 
unſerer Geſchäftsſtelle abgegeben werden. Ueber den Verband 
der weiblichen Handels- und Büroangeſtellten in Poln.⸗Os. 
(V. w. A.) erfolgt in der nächſten Ausgabe unſeres Monats— 
weiſers eine beſondere Abhandlung. 


Angeſtellten in Deutſchland. 


als Beiſpiele für ſolche Dienſte höherer Art Lehrer, Erzieher, Pri— 
vatbeamte und Geſellſchafterinnen. 


Angeſtellte, die nicht in den Geltungsbereich dieſer verſchiedenen 
beruflichen Sonderbeſtimmungen fallen, werden von den Kündigungs— 
beſtimmungen erfaßt, die das Bürgerſiche Geſetzbuch allgemein für 
alle Dienſtverhältniſſe in den Paragraphen 620 bis 626 feſtlegt. 
Hierher gehören beiſpielsweiſe die Angeſtellten bei Behörden, in der 
Lande und Forſtwirtſchaft uſw. Ihre geſetzlichen Kündigungsfriſten 
ſind abgeſtuft je nach dem Zeitraum, für den das Arbeitsentgelt be— 
rechnet wird. Dieſe Friſtbeſtimmungen des BGB. ſind aber abding— 
bar, finden alſo nur dort Anwendung, wo nicht im Einzelvertrag 
oder in der Betriebsordnung oder in der Tarifordnung etwas ande— 
res feſtgelegt iſt. 


Im Jahre 1926 brachte das Kündigungsſchutzgeſetz den älteren 
Angeſtellten eine erhebliche Verbeſſerung der Kündigungsfriſten. 
Das Geſetz erfaßt alle älteren Angeſtellten ohne Unterſchied der Be— 
rufsgruppe. Nur eine Vorausſetzung muß erfüllt ſein, damit der 
ältere Angeſtellte den Schutz dieſes Geſetzes in Anſpruch nehmen 
kann: in Betriebe müſſen in der Regel mindeſtens drei Angeſtellte 
(ohne Lehrlinge) beſchäſtigt fein. Iſt dieſe Vorausſetzung erfüllt, 
dann hat der ältere Angeſtellte Anſpruch auf eine Kündigungsfriſt 
von drei Monaten nach fünfjähriger, vier Monaten nach achtjähri— 
ger, fünf Monaten nach zehnjähriger und ſechs Monaten nach zwölf— 
jähriger Dienſtzeit. Die Kündigung darf nur zum Schluß des Vier— 
teljahres ausgeſprochen werden. Für die Berechnung der Dienſt— 
jahre zählen nur die Jahre, die nach dem 25. Lebensjahr im glei— 
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Daß ich auch nicht feühee auf 


den Gedanken gekammen bin! 


Beſſeres konnte ich ja garnicht tun. Hätte ich 
früher gewußt, daß ich für mein Geld ſo 
ausgezeichnete und prächtig ausgeſtattete 
Bücher erhalten würde, dann wäre ich natür— 
lich ſchon längſt Hausbücherei-Mitglied ge— 
worden. Ich hätte mir viel Freude ins Haus 
geholt und manche Enttäuſchung erſparen 
können. Auch Sie ſollten ſich gleich heute 
noch die Druckſachen der 


Deutſchen Hausbücherei 


hamburg 36 
Schließfach 233, abfordern. 


chen Unternehmen oder bei zugebracht 
wurden. | 

Eine ganz wichtige Verbeſſerung liegt in der Erweiterung des 
Geltungsbereiches für den Kündigungsſchutz nach dem Arbeits— 
ordnungsgeſeßz. Während im Betriebsrätegeſetz das Einſpruchsrecht 
auf diejenigen Betriebe beſchränkt war, die einen Angeſtelltenrat 
(bzw. Arbeiterrat) hatten, erfaßt der Kündigungsſchutz des A. O. G. 
jetzt alle Arbeiter und Angeſtellten in den Betrieben, die in der 
Regel mindeſtens zehn Beſchäftigte haben, ohne Rückſicht auf das 
Beſtehen eines Vertrauensrates. | 

Die Vorausſetzung für den Einſpruch iſt etwa die gleiche geblie— 
ben wie bisher: die Kündigung muß unbillig hart und nicht durch 
die Verhältniſſe des Betriebes bedingt ſein. Die Entſcheidung dar— 


deſſen Rechtsvorgängern 


„Monatsweiſer“ 
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über, ob die Kündigung als unbillig hart und nicht durch die Ver— 
hältniſſe des Betriebes bedingt anzuſehen iſt, lag bisher zunächſt in 
der Hand des Angeſtelltenrates. Lehnte er den Einſpruch ab, dann 
war die Kündigung endgültig beſtätigt. Hier iſt jetzt die zweite 
große Verbeſſerung zu verzeichnen. Der Vertrauensrat hat nicht 
mehr über die Berechtigung des Einſpruches zu entſcheiden, fondern 
grundſätzlich über jeden Einſpruch zu verhandeln. Führt dieſe Be— 
ratung im Vertrauensrat nicht zum Widerruf der Kündigung, dann 
iſt für den Gelündigten auf jeden Fall der Weg zum Arbeitsgericht 
frei. 

Die Entſcheidung des Arbeitsgerichts kann entweder auf Ab— 
lehnung der Einſpruchsklage oder auf Widerruf der Kündigung lau— 
ten. Wenn auf Widerruf der Kündigung erkannt wird, iſt im Urteil 
gleichzeitig eine Entſchädigung (bis zu vier Zwölfteln- des letzten 
Jahresarbeitsverdienſtes) feſtzuſetzen für den Fall, daß der Unter— 
nehmer die Weiterbeſchäftigung ablehnt. Die Höhe der Entſchädi— 
gung ſetzt das Arbeitsgericht nach freiem Ermeſſen feſt. 

Der Einſpruch muß binnen fünf Tagen nach der Kündigung 
beim Vertrauensrat (alſo beim Unternehmer als Führer des Ver— 
trauensrates) eingereicht ſein, die Klage binnen zwei Wochen nach 
der Kündigung beim Arbeitsgericht. Der Klage muß eine Beſchei— 
nigung des Vertrauensrates über die Erfolgloſigkeit der Beratung 
beigefügt ſein: iſt fie nicht beigefügt, dann muß der Kläger nachwei— 
ſen, daß er den Einſpruch binnen fünf Tagen eingereicht, die Be— 
ſcheinigung aber nicht binnen fünf Tagen nach der Abgabe des Ein— 
ſpruchs erhalten hat. Wo kein Vertrauensrat beſteht, kann die 
Klage ohne vorherigen Einſpruch beim Arbeitsgericht erhoben wer— 
den. Für den Sonderfall der friſtloſen Entlaſſung iſt eine eigene 
Regelung getroffen. Gegen die in der friſtloſen Entlaſſung zugleich 
enthaltene Kündigung kann auch auf Widerruf bzw. Entſchädigung 
geklagt werden. 

Einen beſonderen Schutz genießen die Vertrauensmänner des 
Betriebes. Die Kündigung eines Vertrauensmannes iſt grundſätz⸗ 
lich unzuläſſig; eine Ausnahme gilt nur für die beiden Fälle, daß 
entweder die Kündigung infolge Stillegung des Betriebes oder einer 
Betriebsabteilung - erforderlich wird oder daß ein berechtigter Grund 
zur friſtloſen Entlaſſung vorliegt. Bei den öffentlichen Verwaltun— 
gen und Betrieben kann die Kündigung eines Vertrauensmannes 
mit Zuſtimmung des Sondertreuhänders ausgeſprochen werden. 

Aehnlicher Art iſt der Kündigungsſchutz der ſchwerbeſchädigten 
Arbeiter und Angeſtellten. Ihnen kann nach dem Schwerbeſchädig— 
tengeſetz nur mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle gekündigt 
werden. | 

Diefe ganzen Beſtimmungen find außerordentlich mannigfaltig, 
verſchieden nach Berufsgruppen und Betriebsgrößen; fie zeigen den 
Willen der Reichsführung, den Arbeitsplatz des einzelnen Volksge— 
noſſen möglichſt gut zu ſichern, ausgehend von der Erkenntnis, daß 
eine echte Betriebsgemeinſchaft nur dort gedeihen kann, wo dieſe 
Gemeinſchaft nicht einſeitig und willkürlich kurzfriſtig aufgelöſt wer— 
den kann. 


Was iſt Transfer? 


Immer, wenn wir in den letzten Jahren in Deutſchland 
den Ausdruck Transfer hörten, wußten wir gleich, daß etwas 
nicht klappt, daß es ſich um Schwierigkeiten handelt, und daß 
viele Leute wegen dieſer Sache Aerger haben werden. Der 
Begriff des Transfer hat tatſächlich auch einen dunklen poli⸗ 
tiſchen Urſprung. Er entſtammt nämlich der Sprache des un— 
ſeligen Dawesplanes und iſt damals aus den Unterſuchungen 
der internationalen Sachverſtändigen hervorgegangen, die zwar 
eingeſehen haben, daß deutſche Reparationstribute die Welt 
ruinieren müſſen, die ſich aber trotzdem dem politiſchen Diktat 
beugen mußten. In ihrer Seelennnot zwiſchen einer wahn— 
ſinnigen politiſchen Forderung uud der klaren Erkenntnis ihrer 
wirtſchaftlichen Unmöglichkeit erfanden ſie als Ausweg die 
erſte Transferkontrolle. 


Dr. Schacht hat dieſe Geburtsſtunde des Transferproblems 
wie folgt geſchildert: „Als die Dawesſachverſtändigen über 
die von Deutſchland zu verlangenden Zahlungen berieten, machte 
ihnen die Frage, wie dieſe Tribute in Deutſchland aufgebracht 
werden ſollten, geringere Schwierigkeiten als die Frage, auf 
welche Weiſe die Tributzahlungen von Deutſchland an die aus— 
ländiſchen Empfangsberechtigten gelangen ſollten. Das Trans— 
ferproblem tauchte plötzlich auf, ein Problem, das in Friedens— 
zeiten nicht bekannt geweſen war, da es durch den natürlichen 
Ablauf der Dinge durch Export und Import, Leiſtung und 
Gegenleiſtung ſich regulierte. Hier aber wurden jetzt plötzlich 


neben den natürlichen Zahlungverpflichtungen hinüber und her⸗ 
über neue künſtliche Zahlungsverpflichtungen konſtruiert, die 
nur einſeitig, alſo ohne Gegenleiſtung vorzunehmen waren“. 


Das Bewußtſein der Transferfrage gleicht ſozuſagen der 
Wiederentdeckung der einfachſten Grundregel im Verkehr der 
einzelnen Volkswirtſchaften miteinander. Dieſes wirtſchaftliche 
Einmaleins lautet ganz einfach: Von einer Wirtſchaft eines 
Landes zur anderen kann man nur mit Waren und Leiſtungen 
zahlen, ſofern man keine Goldbergwerke beſitzt und daher 
auch keinen Goldexport betreiben kann. Sind darum die Geld— 
forderungen des Auslandes an ein Land dauernd größer als 
die Ausfuhr dieſes Landes, ſo droht infolge der Unmöglich— 
keit, genügend ausländiſches Geld, d. h. Deviſen, für die Be— 
zahlung dieſer Schulden aufzubringen, eine Gefahr für die 
Währung eines ſolchen Schuldnerlandes. Die Dawesſachver— 
ſtändigen haben damals dieſen Sachverhalt erkannt und ſind 
daher für die Errichtung eines Transferkomitees eingetreten, 
das die Pflicht hatte, über die Stabilität der deutſchen Wäh⸗ 
rung zu wachen und das deshalb die Vollmacht bekam, die 
Uebertragung der Reparationstribute und ihre Umwandlung 
in ausländiſches Geld zu ſperren, wenn es ſich herausſtellen 
ſollte, daß dieſe Tribute nicht aus natürlichen Handelsbilanz— 
überſchüſſen Deutſchlands herauszupreſſen ſind. Die „Vernünf— 
tigen“ unter den Sachverſtändigen hofften, durch dieſe Regelung 
alsbald die Unmöglichkeit der Reparationen der Welt beweiſen 


9. Jahrgang. 


zu können und glaubten, daß die Transferbeſtimmungen ſchließ⸗ 
lich zu einem natürlichen Ende der deutſchen Reparationen 
führen werden. 

Die Unfähigkeit der deutſchen Politiker in jener Zeit hat 
dieſe Hoffnungen zuſchanden gemacht. Sie ließen nämlich zu, 
daß ein ungeheurer Strom privater Auslandskapitalien nach 
Deutſchland hereinkam und aus dieſen Auslandsanleihen — 
nicht aber aus Ueberſchüſſen der deutſchen Wirtſchaft — wurde 
die Transferierung, d. h. die Uebertragung von Milliarden 
Tributen an die Feindbundſtaaten vorgenommen. Unter dem 
damaligen politiſchen Syſtem in Deutſchland war die warnende 
Stimme des Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht ungehört ver⸗ 
hallt. Wir zahlten mit gepumpten Deviſen einen Betrag von 
über 10 Milliarden RM. an Reparationen, während gleichzeitig 


unſere Wirtſchaft ſich um den doppelten Betrag an das Aus⸗ 


land verſchuldete. 


Das war natürlich nur eine Scheinlöſung der Transfer⸗ 
frage, denn einmal mußte der Zeitpunkt kommen, wo das 
Schuldenmachen aufhören und eine Bezahlung der eingegangenen 
Verpflichtungen beginnen mußte. Als dieſer Zeitpunkt im 
Sommer 1931 herangekommen war, zeigte es ſich endgültig, 
wie wahnſinnig es war, ſich eine ſolche Aus landsverſchuldung 
auftürmen zu laſſen. Es folgte, was folgen mußte nach einem 
Abzug von mehreren Milliarden Geldern aus Deutſchland und 
nach einer Entblößung der deutſchen Reichsbank von faſt allen 
Gold⸗ und Deviſenreſerven konnten wir nicht mehr bezahlen; 
die Unmöglichkeit einer weiteren Transferierung von Geld ins 
Ausland war jedem Politiker und Geſchäftsmann in der ganzen 
Welt ſo klar geworden, daß das deutſche Transfermoratorium, 
die vorübergehende Einſtellung aller Zahlungen an das Aus— 
land, für niemand mehr eine Ueberraſchung war. | 

Noch heute haben wir uns mit dem unſeligen Erbe der 
wahnſinnigen Reparationspolitik der Vergangenheit herum— 
zuſchlagen. Wir mußten eine ſtrenge Transferpolitik zum 
Schutze unſerer Währung aufrecht erhalten und dafür ſorgen, 
daß die jeweils fällig werdenden Geldverpflichtungen Deutſch— 
lands an das Ausland immer ſo groß ſind, wie die gleichzeitig 
fällig werdenden Forderungen, die wir an das Ausland haden. 
Die aus der Vergangenheit ſtammenden Verpflichtungen waren 
jedoch ſo groß und die Abwehr des Auslandes gegen unſere 
Warenausfuhr ſo verbreitet, daß uns dieſes Kunſtſtück nur 
gelingen konnte, wenn wir einen Teil der Transferierung der 
Geldſummen für die Verzinſung und Rückzahlung unſerer 
Auslandsanleihen ſperrten. So wurden die ganze deutſche 
Deviſengeſetzgebung, das Stillhalteabkommen, die Beſchränkung 
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Freude zu neuem Schaffen 


geben Ihnen die 


Studien⸗ und Lehrfahrten 


der Deutſchen Angeſtelltenſchaft. Ausführliche Reiſepläne auf allen 
Geſchäftsſtellen und gegen Einſendung von 10 Pf. Schutzgebühren 
beim Hauptamt für Berufserziehung, Berlin W 57, Potsdamerſtr. 75 


der Ausgaben für Auslandsreiſen ſowie das Skripsverfahren 
zu notwendigen Beſtandteilen unſerer die Währung ſchützenden 
Transferpolitik. Die ſchrumpfende Ausfuhr und der ſteigende 
Rohſtoffbedarf verminderten unſer Deviſenaufkommen für 
Zwecke des Schuldendienſtes ſo ſtark, daß wir heute mit 
unſeren ausländiſchen langfriſtigen Schuldnern in Berlin am 
Verhandlungstiſch ſitzen, um ihnen klar zu machen, daß wir 
vorläufig die Transferierung der Zinſen und Schuldenrück⸗ 
zahlungen aus Deviſenmangel überhaupt einſtellen müſſen, 
und daß auch in Zukunft eine erhebliche Lockerung dieſer 
Beſtimmungen nur zu erwarten iſt, wenn unſere Verpflich— 
tungen, die auf übermäßig hohe Zinsſätze aufgebaut ſind, 
ermäßigt werden. Darüber hinaus müſſen die Bläubiger ein- 
ſehen, daß nach dem Einmaleins des Wirtſchaftsverkehrs von 
Land zu Land Deutſchland ſeine Schulden nur zahlen kann, 
wenn die anderen Länder bereit ſind, ihm für die in Frage 
kommenden Beträge Waren abzunehmen. 

Das Auftauchen der Tragödie der Transferpolitik hat aber 
auch gelehrt, daß das Syſtem des liberalen Geſchehenlaſſens 
eines nur dem privaten Belieben anheimgeſtellten Wirtſchafts⸗ 
verkehr mit dem Auslande verſagt hat. Es iſt keine private 
geſchäftliche Angelegenheit, wenn die Volksgenoſſen eines 
Staates Anleihen im Auslande aufnehmen oder Beldüber: 
tragungen ins Ausland vornehmen; ja nicht einmal der 
Warenverkehr, aus dem ſich ja ähnliche Dauerverpflichtungen 
ergeben können, darf ohne Ueberwachung und Lenkung durch 
den Staat, der dabei immer das Wohl des ganzen Volkes im 
Auge hat, vor ſich gehen. Aus nationalſozialiſtiſchem Geiſt 
heraus wird ein Dauerſyſtem des Wirtſchaftsverkehrs mit dem 
Ausland errichtet und ausgebaut werden müſſen, das zwar 
der notwendigen Initiative der kaufmänniſchen Perſönlichkeit 
Spielraum läßt, die Ueberwachung und Lenkung aller Ause 
landsbeziehungen durch den Staat ſicherſtellt. 


Leiſtungsſteigerung, aber keine Fahrt ins Blaue. 


In unſeren Tagen erſchallt mit größerem Nachdruck als je der 
Ruf nach Höchſtleiſtungen. Aber nicht allein, um ſich größere Vor— 
teile zu verſchafſen, ſoll der einzelne an feine Ausbildung denken, 
ſondern um der Gemeinſchaft beſſer dienen zu können. Verſtehen 
wir uns recht: das ſoll nicht eine leere Redensart fein! Es iſt klar 
von höchſter Stelle ausgeſprochen: Wer etwas leiſtet, ſoll auch for— 
dern; nur der kann fordern! Aber er entwertet ſeine Leiſtung, wenn 
er ſie nur unter dem kleinen Geſichtspunkt des perſönlichen Vor— 
teils ſieht. Umgekehrt: Die Gemeinſchaft hat ein Recht darauf, von 
ihren Gliedern das Aeußerſte zu verlangen. Es iſt nicht ſo, daß es 
heute noch im Belieben jedes einzelnen ſtände, zu faulenzen oder 
an ſeiner Ausbildung zu arbeiten. 

Dieſem Anſpruch der Gemeinſchaſt gilt es gerecht zu werden. 
Aber wie? Die Zeiten ſind freilich vorbei, in denen ein einzelner 
Menſch das ganze Wiſſen ſeiner Zeit in ſich vereinigen konnte. 
Berufswahl bedeutet ſchon Ausleſe. Aber auch das geſamte Be— 
rufswiſſen zu beherrſchen wird niemandem mehr möglich ſein. Wir 
kommen notgedrungen zur Arbeitsteilung, und es iſt eine der wich— 
tigſten Fragen der Berufsausbildung überhaupt: Wie weit ſoll 
dieſe Aufteilung gehen? Es iſt noch nicht lange her, daß man 
glaubte: je kleiner der Arbeitsbereich, deſto größer die Leiſtung — 
alſo auch deſto größer der Nutzen für die Geſamtheit. Der Arbeiter, 
der am laufenden Band immer nur eine Bewegung ausführt, 
werde dieſe bald völlig beherrſchen; der Kaufmann, der im Groß— 
betriebe jahraus, jahrein immer nur dieſelbe eng umgrenzte Arbeit 


leiſtet, muß — ſo dachte man — mehr leiſten als einer, der ſich 
erſt neu einarbeiten muß. Wir denken heute anders darüber. Uns 
ſteht der ganze Menſch im Mittelpunkt der Arbeit. Wir halten 


es für unverantwortlich, wenn man es zuläßt, daß ein Menſch bei 
ſolcher Arbeitsweiſe langſam, aber ſicher verblödet. 


Alſo keine Arbeitsteilung? Doch, natürlich. Nicht jeder kann 
Generaldirektor ſein (leider!), und nicht alle ſind für die gleiche Ar— 
beit gleich befähigt. Demnach: Arbeitsteilung nach Leiſtung, aber 
nur bis zu einer unteren Grenze, die den Mitarbeiter noch Menſch 
ſein läßt, nicht Maſchine. 

Dementſprechend: Leiſtungsſteigerung, aber nicht als Fahrt ins 
Blaue, ſondern überlegt und planmäßig. Darüber wäre noch eini— 
ges zu ſagen. Leiſtungen, die nicht da ſind, laſſen ſich nicht ſteigern. 
Es gilt zunächſt die eigenen Anlagen genau zu prüfen. Wie tor 
Straaten es beiſpielsweiſe in ſeinem guten Buch „Technik des Er— 
folgs“ vorſchlägt: man ſollte einmal rückſichtslos eine Bilanz von ſich 
ſelbſt aufmachen, ein Gedanke, der dem Kaufmann naheliegen dürfte. 
Welche „Aktiven“ und „Paſſiven“ find da? Wenn man ehrlich iſt 
(und ſonſt iſt es zwecklos), wird dieſe Arbeit nicht völlig angenehm 
verlaufen. Bekanntlich denkt man von ſich ſelbſt immer beſſer als 
der beſte Freund. Aber der Anfang wäre gemacht. Was kann ich? 
Was könnte ich? Und dann vor allem: In welcher Richtung liegt 
meine beſondere Begabung? Antwort: Ich habe aber keine beſon— 
dere Begabung! Irrtum, lieber Freund! Vielleicht iſt der Aus— 
druck „Begabung“ übertrieben, aber Sie werden zugeben, daß Sie 
eine beſtimmte Aufgabe beſſer löſen können als vielleicht eine an— 
dere. Sie können vielleicht beſſer Holz hacken als Klavier ſpielen, 
oder: Engliſch fällt Ihnen leicht, aber mit der Deviſenrechnung ha— 
pert's. Damit iſt ſchon ein Anſatz gefunden. Freilich: Allzu leicht 
dürfen Sie ſich dieſe Selbſtprüfung nicht machen. Es können auch 
äußere Gründe dafür maßgebend ſein, daß Ihnen das eine oder 
das andere mehr liegt. Entſcheidend muß aber ſein die Veranlagung. 
Die gilt es feſtzuſtellen. | 

Damit wären aber erſt die Vorarbeiten geleistet. 
liche Aufbau beginnt jetzt erſt. 


Der eigent— 
Um gleich einem Einwand zu ‘bes 
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t f I wird (meijt bei ſchlechtem Wetter, im melancholiſchen Herbſt), ſtürzt 
ung: er ſich mit lang verhaltener Kraft auf alle möglichen Fächer zugleich. 
ö 5 5 Ergebnis: Null. Das Strohfeuer verbrennt raſch, übrig bleibt ein 
Gekündigte BGerufskameraden kümmerlicher Aſchereſt von Minderwertigkeitsgefühlen. Deshalb: be— 


ſchränken! Immer nur ein Ding, höchſtens zwei Dinge auf einmal 
neu anpacken! 

Aber wie anpacken? Da liegt in der Tat der Haſe im Pfeffer. 

ö 2 i ＋ 0 Nehmen wir an, unſer Freund hat bis hierhin alle unſere Ratſchläge 
Stellenloſen Unterſtützungsanſpruch getreulich befolgt. Er hat die Bilanz ſeines Ichs gezogen, ſich ent— 
nicht gefährdet werden ſoll. Zahlung des richtigen Beis ſchieden für eine beſtimmte Arbeitsrichtung, daraus ein oder zwei 
tragsſatzes iſt Bedingung. Dinge herausgegrifſen und will nun ran an die Arbeit — trotz des 
— herrlichen Maiwetters. Wenn wir nicht wollen, daß er nun doch 
— nach kurzer Zeit die Bücher mieder in die Ecke wirft, um ſich ange— 

nehmeren Dingen zuzuwenden, müſſen wir ihm noch eins ſagen: 
gegnen: Es ſoll nicht damit geſagt ſein, daß man nun nur in der Wiſſen iſt keine Bildung. Er kann das Konverſationslexikon aus— 
einen Begabungsrichtung arbeitet. Es iſt ſelbſtverſtändlich notwen- [wendig lernen und doch ein ganz ungebildeter, unbrauchbarer Menſch 
dig, den Blick zu weiten über eine begrenzte Fächerung hinaus.] fein. Natürlich, ohne. Willen geht es nicht. Mit nichts kann man 
Aber: dieſe „Allgemeinbildung“ darf nicht ins Uferloſe zerflattern. | nicht arbeiten. Aber das Wiſſen muß verſtanden, durchdacht, ge- 
Es genügt, im allgemeinen die Grundlagen zu kennen. Es iſt not— ordnet ſein. Deshalb: Gehen Sie grundſätzlich nicht über Dinge 
wendig, im Einzelfalle bis an die äußerſten Grenzen des Erreich— hinweg, die Sie nicht verſtanden haben. Man kann nicht alles ver— 


müſſen binnen 8 Tagen nach erfolgter Kündigung — auch 
vorſorglicher — Bewerbungsvordrucke einreichen, wenn der 


baren zu gehen. ſtehen, und man kann nicht alles erklären. Auf einem eng umgrenz— 

Wie ſoll nun die Arbeit in der beſonderen Begabungsrichtung ten Gebiet ſollten Sie aber bis zum äußerſten um Klarheit ringen. 
vor ſich gehen? Auch hier wieder: nicht auf blauen Dunſt! Wer Noch eins zum Schluß: Dieſes Einzelwiſſen, das Sie ſich er— 
planmäßig ein Ziel verfolgt, iſt immer der Ueberlegene. Alſo erfte | arbeiten, muß eingegliedert werden in Zuſammenhänge. Es ſoll 
Arbeit: Plan aufitellen. Und dann: Sich danach richten! Der | nicht in der Luft ſchweben, ſondern mit Bekanntem verknüpft wer— 


Hauptfehler, der an dieſer Stelle immer gemacht wird, liegt in fol-] den, mit Zuſammenhängen des Faches, der Fachgruppe, des Beru— 
gendem: Wenn ein Menſch plötzlich vom Bildungsfieber ergriffen J fes und endlich deſſen, dem die Arbeit dienen ſoll: der Gemeinſchaft! 


Wer darf zu den Angeſtelltenratswahlen mitwählen? 


Anläßlich der Wahlen zum Angeſtelltenrat der Friedens- ſchriftlichen Arbeiten zu erledigen hat und nach dem Arbeiter- 
hütte Sp. Akc. am 29. Mai d. J. hat eine ganze Anzahl von tarif entlöhnt wird, nicht unter den Begriff „Angeſtellter“ fallen 
Praktikanten, die dortſelbſt erſt praktiſche Kenntniſſe ſammeln, | kann. Die Beſtimmungen des oben zitierten 8 12 des B. R. G. 
als Arbeiter entlöhnt werden und Arbeiterdienſte verrichten,] „auch, wenn ſie nicht verſicherungspflichtig ſind“, kann 
den Angeſtelltenrat mitgewählt. Die Tatſache, daß dieſe Stimmen | hieran nichts ändern. Hier handelt es ſich offenbar um 
das Wahlergebnis einſeitig beeinflußten, veranlaßt uns, zu dieſer ] Arbeitnehmer, die zwar eine angeſtelltenverſicherungspflichtige 
Frage anſchließend eingehend Stellung zu nehmen. Tätigkeit ausüben, aber von der Verſicherungspflicht gemäß 

Od ein Arbeitnehmer berechtigt iſt, zu den Angeſtellten- [8 3, Art. 5 des Verſicherungsgeſetzes befreit ſind. Dies trifft 
oder Arbeiterratswahlen mitzuwählen, entſcheidet unter keinen | aber auf Praktikanten nicht zu. 

Umſtänden etwa die perſönliche Anſicht des Wahlleiters oder Anders dagegen ſteht es mit den Arbeitnehmern, die zwar 
eine andere, an der Wahl irgendwie intereſſierte Perſon. ] Angeſtelltentätigkeit verichten, aber von ihren Arbeitgebern zur 
Maßgebend hierfür iſt einzig und allein Sinn und Wortlaut | Angeſtelltenverſicherung nicht angemeldet wurden, infolgedeſſen 
des Betriebsrätegeſetzes. Ueber den Begriff „Angeſtellter“ [auch der Angeſtelltenverſicherung nicht angehören. Gegen 
ſagt 8 12 des Betr.-Räte⸗Geſ. folgendes: „Angeſtellte im | eine Beteiligung ſolcher Perſonen an den Angeſtelltenratswahlen 
Sinne dieſes Geſetzes ſind Perſonen, welche eine der im 8 1 | kann vernünftigerweiſe niemand etwas einzuwenden haben. 
Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte angeführten [Doch hat die Praxis gelehrt, daß gerade Angehörige ſolcher 
Beſchäftigungen gegen Entgelt ausüben, auch wenn ſie nicht [ Angeſtelltenkategorien vonſeiten der Wahlleitung von der Wahl 
verſicherungspflichtig ſind.“ Das B. R. G. macht alſo das ausgeſchloſſen werden. Dieſe letzteren Angeſtellten ſtehen daher 
Recht zur Ausübung der Wahlen zum Angeſtelltenrat von | oft zwiſchen Tür und Angel. Der Arbeiterrat lehnt die Ver— 
einer, im Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte angeführten Be- tretung ſolcher Arbeitnehmer als nicht zur Arbeiterſchaft gehörend 
ſchäftigung abhängig. Setzen wir anſtelle des 8 1 Ab. 1 des | ab, und auch der Angeſtelltenrat fühlt ſich zur Vertretung der— 
deutſchen Verſicherungsgeſetzes die analoge Beſtimmung des | jelben nicht kompetent, da der betr. Angeſtellte nicht an der Wahl 
polniſchen Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, u. zw. 8 2 Art. 2 | teilgenommen hat. | 

u. f., ſo werden wir finden, daß Praktikanten in keiner dieſer Allgemein ſollten dieſe Fragen aber vor der Wahl end- 
Beſtimmungen als angeſtelltenverſicherungspflichtig anerkannt | gültig geklärt werden, damit derartige Verſtöße gegen beſtehende 
werden. Aber auch ohne Rückſicht auf vorbenannte Beſtim- Beſtimmungen (wie es leider in der Friedenshütte der Fall 
mungen kann es nicht ſchwer fallen, einzuſehen, daß ein Prak- | war) nicht wieder vorkommen. Es könnte ſonſt der Fall eintreten, 
tikant, der im Betriebe die Tätigkeit des Arbeiters erſt kennen | daß die Wahl von der einen oder anderen Partei angefochten 
lernt, um ſelbſt einmal Anordnungen treffen zu können, keinerlei] wird, was letzten Endes als Verſchulden des Wahlvorſtandes 
Anordnungsbefugniſſe und keine Verantwortung beſitzt, keine | ausgelegt wird. 


Gott ſchütze mich vor meinen „Freunden“! 


Unterſtützung zu leihen. Dafür lieben ſie es mehr, uns dann zu 
Hilfe zu kommen, wenn wir dieſer Hilfe gar nicht bedürfen. Im 
wahrhaft Freund fein, iſt eine große und ernſthafte Aufgabe, die | ungeeignetſten Moment treten ſie dazwiſchen und erreichen oft, daß 
nur der bewältigt, der auch gelernt hat, einmal von ſich abzuſehen, ] eine mühſam eingefädelte Verbindung zerriſſen oder ein Porzellan— 


Es gibt wahre Freunde und ſogenannte Freunde. . 
| 
und bereit iſt, für den anderen felbjt unter eigenen Opfern einzu: laden in einen Scherbenhaufen verwandelt wird. Sie haben auch 


Freunde ſind felten und ein koſtbares Geſchenk des Schickſals, denn 


treten. eine große Neigung, ſich in unſere Privatangelegenheiten zu miſchen 
Die anderen „Freunde“ gibt es dagegen in großer Zahl, meiſt ] und mit entwaffnender Taktloſigkeit gute Ratſchläge zu erteilen oder 
ſind es nur Bekannte, die ſich aber nicht ſcheuen, die ernſte und | fogar auf eigene Fauſt in unſeren Angelegenheiten Anordnungen zu 
verpflichtende Bezeichnung Freund für fich in Anſpruch zu nehmen. | treffen, die uns meiſt in größte Schwierigkeiten bringen. In voller 
Sie mögen oft ganz gute Kameraden fein, mit denen man manch | Harmloſigkeitb pochen fie darauf, alles „gut und freundſchaftlich“ ge— 
nette Stunde verbracht hat, fie mögen auch ähnliche Ziele im Leben | meint zu haben und find ſchwer gekränkt, wenn man fie bittet, ihre 
verfolgen und für manches, was wir tun und treiben, Verſtändnis | Finger von Dingen zu laſſen, die ſie nichts angehen. 
haben, aber wenn es darauf ankommt, wirklich einzuſpringen und Wieviel Gutes und Wertvolles iſt im Leben durch ſolche wohl— 
ſich für den anderen einzuſetzen, dann gibt es Gründe, wohlfeil wie | meinende „Freunde“ zerſtört worden. Wirkliche Feindſchaſt hat 
die Brombeeren, die ſie daran hindern, gerade jetzt ihre Hilfe und J meiſt nicht ſo geſchadet, wie ſolche „Freundſchaft“. Vom Feinde 


9. Jahrgang. 


weiß man, woran man iſt, der Feind zwingt uns, uns auf unſere 


Kraft zu beſinnen, uns anzuſtrengen und gut zu überlegen, wie wir 
uns durchſetzen und uns Geltung verſchaffen. Die Wohlmeinenden 
aber, die ſogenannten Freunde, fallen uns mit Vorliebe dann in den 
Arm, wenn wir gerade das Ziel ergreiſen wollen. Sie reden uns 
ein, unſere Bundesgenoſſen zu ſein, ſie verſichern, uns den Rücken 
decken zu wollen und uns die Mittel zum Kampf zur Verfügung zu 
ſtellen. Für dieſe Leiſtung verlangen ſie aber unausgeſprochen einen 
Gegendienſt, ſie wollen mitreden, ſie wollen mitbeſtimmen, ſie wiſſen 
beſſer, was im Augenblick nottut; fie ſtellen Bedingungen, wenn die 
Entſcheidung auf den Nägeln brennt, ſie blaſen die Trompete, wenn 
eine Ueberraſchung ſchweigend nur gelingen kann. Kurzum, ſie be— 
tätigen ſich in wohlgemeinten Störungen und verlangen dafür noch 
Dankbarkeit. 

Genau ſo, wie ſolche Menſchen „Freunde“ ſind, ſind ſie auch 
Mitſtreiter und Mitkämpfer für eine Idee; ſie glauben, einer Fahne 
zu folgen, wenn ſie ſich viele Fähnchen anſtecken. Sie fehlen hei 
keiner Feier, aber gern, wenn es zu kämpfen gilt. Sie jtroßen von 
Sachverſtändnis beim Zuſchauen, ſtellen ſich aber unendlich töricht 
an, wenn es gilt, zuzufaſſen. Sie kennen längſt die richtigen Wege, 
aber erſt, nachdem andere ſie gegangen ſind. Wenn ſie ſelbſt ſich 
einmal zur Tat aufraffen, machen ſie 
ſchaden der Idee mehr, als es ein Feind je vermöchte. Zum Mit: 
kämpfer gehört, genau wie zum Freund, viel Taktgefühl, und immer 
iſt es noch nicht dasſelbe, wenn zwei das gleiche tun. Gut gemeint. 


„Monatsweiſer“ 


beſtimmt Dummheiten und 
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An die Ortsgruppenführung. 


Die Tätigkeit in den Gliederungen unſeres Verbandes iſt 
auch im Sommerhalbjahr ſehr vielgeſtaltig. Die Ortsgruppen— 
führung hat daher die, Verpflichtung über jede Veranſtaltung 
nicht nur kurz abgefaßte Berichte an uns, ſondern vor allem 
auch an die deutſche Tagespreſſe weiterzugeben. Es iſt durch⸗ 
aus angebracht, über die in unſeren Orisgruppen durchge— 


führten Ausflüge, Kinderfeſte uſw. zu berichten. Unſere 
Mitarbeiter müſſen hier auf dem Poſten ſein. 


iſt noch nicht gut gekonnt, das Beſte wollen, iſt noch nicht, das Beſte 
können. Beſcheidenheit in bezug auf die eigene Perſon iſt die un— 
erläßliche Vorausſetzung für das Eintreten für eine Idee. Was 
liegt am einzelnen, wenn nur die Idee lebt und zum Siege gelangt. 

Freund ſein, iſt eine ſchwere Aufgabe, Mitkämpfer ſein erſt 
recht. Nicht der iſt der geeignete Vertreter und Fürſprecher einer 
Idee, der mit ihr prunkt und ſie als Poſtament für ſich benutzt, ſon⸗ 
dern der, der ſich mit ganzem Herzen hingibt und ohne Rückſicht auf 


Für Beruf und Volkstum. 


Heimat! Was iſt das? 


Heimat! Was iſt das? Unſere Ahnenerde, unſer Mutterland, 
unſer Vaterhaus, unſer Kindermärchen, unſer Spielwinkel und Neſt 
aller Jugendträume, der Ort, wo wir die erſten unſchuldigen Wün— 
ſche geſtammelt haben, die Wieſe, die unſere erſten ſorgloſen Wett— 
läufe geſehen hat, der Wald, drin die Märchen dieſer Morgenſtun— 
den aus- und eingingen: das Rotkäppchen und der Berggeiſt Rübe— 
zahl, der blonde Knabe Siegfried und der dunkle Träumer Parzi— 
val, der Wald, von deſſen Fichtenzweigen Robinſon Kokosnüſſe 
pflückte und hinter deſſen Brombeerranken der letzte Mohikaner mit 
dem Tomahawk raſchelte. | — 

Heimat! Was iſt das? Der Fliederſtrauch, das Roſenbeet, der 
Weihnachtsbaum, das Tal, das Dorf, die Stadt, das Teilchen Welt. 
das ſich in den beſorgten Augen unſerer Mutter ſpiegelte, der mild 
überredende Ton, der in der Stimme unſeres liebſten Lehrers war. 


Heimat! Was iſt das? Der Hauch unſeres Mundes, der zum 
Worte wird, der Schlag unſeres Herzens, der Druck unſerer Hand, 
der Sonnenregen, der in unſere Wiege fiel, die drei Hände voll 
Staub, die einſt über unſeren letzten Ruheplatz hingeſegnet werden, 
unſere Hoffnung, unſere Liebe und unſer Glaube, unſer Ahnenerbe 
und unſerer Enkel letzte Hinterlaſſenſchaft. Das iſt unſere Heimat. 

K. A. 
Deulſch — kurz und klar! 


Gegen geiſtige Verkalkung 


Es gibt Menſchen, die in der Unterhaltung alle fünf Minuten 
„verſtehſte?“ oder „ſag mal ſelber!“ einflechten. Es gibt Schreiber 
und Redner, die ihre Mitmenſchen grundſätzlich mit denfelben Rede— 
wendungen langweilen. Zugegeben: es iſt bequemer, ſich immer 
wieder mit denſelben Ausdrücken zu behelfen, wie jener Proſeſſor, 
der ſagte: „An dieſer Stelle pflege ich folgenden Witz zu machen“ 

Aber es iſt ein Zeichen geiſtiger Verkalkung, wenn man ſich 
nicht wenigſtens bemüht, von ſolchen unangebrachten Geiſtesblitzen 
loszukommen. Einige der beliebteſten Modewendungen wollen wir 
hier unter die Lupe nehmen: 


Das Wiſſen um die Dinge .. 


Das ſpukt ſeit einiger Zeit in allen möglichen Reden und Auf— 
ſätzen. Man kennt mit einem Male nicht mehr die deutſche Ge— 
ſchichte, nein, das wäre viel zu einfach ausgedrückt: man „weiß um 
ſeines Volkes Werden“. Erſtaunlich, um was man alles wiſſen 
lann (beſſer wäre freilich, man würde es wirklich wiſſen, anſtatt nur 
ſo drumherum zu reden): der Arzt weiß um die Schmerzen ſeiner 
Kranken, der Lehrer um die Schwächen ſeiner Schüler (und umge— 
kehrt natürlich auch), der Wirtſchaftler weiß um die Bedeutung des 
Ausſuhrhandels. Aber den Vogel ſcheint mir doch ein Mathemati— 
ker abzuſchießen, der allen Ernſtes ſchreibt: „Beide empfanden da— 
mals gemeinſam die Sehnſucht, zu erkennen und zu wiſſen um der 
Geſtirne Lauf, um des Kreiſes Umfang und Inhalt, um des Win— 
kels Dreiteilung“. Der Hamburger würde auf dieſe Stilblüte mit 


ſeine Perſon ſeinen Stolz darin ſieht, ein Dienender am großen 
Werk zu ſein. Dr. A. . 
einer Aufforderung antworten, die hochdeutſch etwa bedeutet: „Tre— 


ten Sie ſich nicht auf den Schlips, Herr!“ 
Im Rahmen. 


Früher mar man im Bilde. Das ſcheint ziemlich vorbei zu ſein. 
Dafür ſind wir jetzt dauernd im Rahmen. Der gute Kank hat es noch 
nicht gewußt, ſonſt hätte er nicht geſagt, daß alles, was geſchieht, 
im Raum und in der Zeit vor ſich geht. Nein, alles muß in einen 
Rahmen eingeſpannt ſein: Im Rahmen der Geſchäftsverhandlungen 
ergreift Herr Meier das Wort; im Rahmen der Feſtwoche finder 
eine Aufführung ſtatt; und ganz befonders ſchön: im Rahmen eines 
allgemeinen Glockenläutens geht der Umzug vor ſich. Warum nicht 
„während“, „bei“ und „in“ benutzen? Weil es zu einfach wäre? 

Wenn man das lieſt, wird es einem allerdings wirklich ſchwer, 


nicht aus dem Rahmen zu fallen. 
Darüber hinaus 


„Zum Frühſtück trinke ich eine Taſſe Kaffee. 
rauche ich gern eine Zigarette.“ Würden Sie das ſagen? Wohl 
kaum. Um ſo öfter wird heute geſchrieben: „Wir haben die Preiſe 
bedeutend herabgeſetzt; darüber hinaus gewähren wir einen größeren 
Rebatt.“ Oder: „Die Arbeitsloſenziffer konnte bedeutend geſenkt 
werden. Darüber hinaus gelang es, viele Jugendliche dem Arbeits— 
dienſt zuzuführen.“ Hier zeigt ſich beſonders deutlich, wie erſtarrt 
die Redewendung ſchon iſt: Die Senkung der Arbeitsloſenziffer iſt 
ja mit dem Arbeitsdienſt zu verdanken. „Darüber hinaus“ iſt hier 
demnach ganz ſinnlos gebraucht. In Wirklichkeit handelt es ſich um 
ein Flickwort, das dem Redner wohl mal geſtattet fein mag, wenn 
er es nicht zu Tode hetzt; das vom Schreibenden aber nur dann 
gebraucht werden ſollte, wenn er in ſeinen Ausführungen tatſäch⸗ 
lich ausdrücken will, daß etwas Neues kommt, das weſentlich über 
den Inhalt des Geſagten hinausgeht. In den meiſten Fällen läßt 
ſich die Redewendung viel beſſer durch „außerdem“ oder einfach durch 
„und“ erſetzen. 


Darüber hinaus 


perſönliches⸗ 

Vor kurzem beging unſer Mitarbeiter, Berufskamerad 
Paul Cwielong, Mitglied unſerer Ortsgruppe Friedenshütte, 
fein 25 jähriges Dienjtiubildum. 

Am 1. Juni d. Js. feierte unſer Berufskamerad Hermann 
Nimbach aus Koſchentin mit ſeiner Gattin das 25 jährige Ehe⸗ 
jubiläum. 

Wir beglückwünſchen die beiden treuen Mitſtreiter unſeres 


Berufsverbandes zu dieſem Ehrentage. Alles Gute für die 
Zukunft! 
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Mitteilungen 


Verkehrszeit auf unſerer Geſchäftsſtelle. Bei ur» 
jeren Berufskameraden iſt die Verkehrszeit auf unſerer Be- 
ſchäftsſtelle in Vergeſſenheit geraten. Darunter leidet ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Abwicklung der geſchäftlichen Angelegenheiten, 
die wir für unſere Mitglieder zu erledigen haben. Wir geben 
daher nochmals die Verkehrszeit bekannt und bitten dringend 
darum, uns nur in durchaus notwendigen Ausnahmefällen 
außer dieſer Verkehrszeit aufzuſuchen. Es iſt geöffnet die 

Zahlſtelle in allen Kaſſen angelegenheiten Montag 
bis Donnerstag von 9—13 und von 15-16 Uhr, jeden 

Freitag von 9— 13 und von 16-19 Uhr, jeden Sonn⸗ 

abend von 9-13 Uhr. Außerdem an den erſten drei 

Werktagen im Monat von 9 - 13 und von v. 16 - 19 Uhr. 

Geſchäftsſtelle in Rechtsſchutzſachen, gewerkſchaftlichen 
und ſozialen Fragen werktäglich außer Sonnabend von 

9-11 und 15 - 16,30 Uhr, am Sonnabend v. 9 - 13 Uhr. 


Berufskamerad Alfred John, Ortsgruppe Kattowitz 
ſchickt uns folgende Zuſchrift: „Auf dieſem Wege ſpreche ich 
dem DH meinen herzlichſten Dank aus für die wirkſame 
Hilfe in meinen Streitfällen. Der Verband hat mir durch ſein 
energiſches Eintreten zu einer erheblichen Gehaltszahlung, zur 
Zeugnisabänderung und zur Zahlung der ſtaatlichen Arbeits: 
loſenunterſtützung für die Dauer von 9 Monaten verholfen. 
Nicht nur die koſtenloſe Rechtshilfe, ſondern vor allem die 
Art, wie dieſe gewährt wurde, verpflichtet mich zum Dank. 
Ich kann allen in unſerem Berufsverbande noch nicht Or: 
ganiſierten nur dringend empfehlen, dem DHV als Mitglied 
beizutreten. 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 


Kattowitz. 
Sommerausflug mit Angehörigen nach der Kolonie 
Fürſtengrube. Einzelheiten ſind durch Rund⸗ 
ſchreiben bekanntgegeben worden. 
Dienstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Chriſtl. 

5 Juni Hoſpiz. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend 

— Vortrag des Berufskameraden Koruſchowitz über 
„Vom Verband zur Gemeinſchaft“. 


Sonntag, [Kinderfeſt im Park in Hohenlohehütte. 
17. Juni 


Mitteilungen an unſere Mitglieder ergehen noch. 
nigshütte. 


f 
Mittwoch abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Wein⸗ 

6 Juni zimmer des Hotel Graf Reden. Kurzer geſchäft⸗ 

— licher Teil. Anſchließend heiterer Abend. 
Ausflug mit Familienangehörigen nach Rohkittnitz. 
10. Juni Näheres wird durch Rundſchreiben bekanntge— 
— geben. 

Sonntag Kinderfeſt im Walde umEmanuelsſegen⸗Panewnik. 
Der Treffpunkt wird noch bekanntgegeben. 

— Der Männerchor der Ortsgruppe Königshütte 
kündigt für Ende Juni einen Familienabend an, der durch 
Vorträge des Männerchores und der Mujikergilde ausge— 
ſtaltet wird. 


Friedenshütte. 
nachmittags 3 Uhr Beſichtigung des Gleiwitzer 
ent Senders. Treffpunkt um dieſe Zeit in Gleiwitz. 

a Beſondere Rundſchreiben ergehen noch. Eine 
Mitgliederverſammlung findet ſtatt. Tag und Stunde wird 
noch bekanntgegeben. 


Schwientochlowitz. 
Mittwoch abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Neiwert. 
13. Juni Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend Vortrag 
— des Berufskameraden Koruſchowitz über „Vom 
Verband zur Gemeinſchaft“. Ferner beabſichtigt die Orts- 
gruppe in dieſem Monat einen Ausflug mit Familienange⸗ 
hörigen durchzuführen. Einzelheiten werden noch bekannt⸗ 
gegeben. 


Sonntag, 
3. Juni 


1 


Nähere 


2 
©: 


Sonntag, 


all 


nd 


„Monatsweiſer“ 


Sonntag, 


9. Jahrgang. 


Bismarckhütte. 


Donnerstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Glodek. 
14. Juni 


Beſprechung geſchäftlicher Angelegenheiten. Uns 
ſchließend Vortrag des Berufskameraden Koru— 
ſchowitz über: „Vom Verband zur Gemeinſchaft“. Die Orts» 
gruppe führt in dieſem Monat die Beſichtigung der Druckerei 
des Oberſchl. Kurier und der Seifenfabrik Czwicklitzer durch. 
Tag und Stunde werden unſeren Mitgliedern durch Rund— 


ſchreiben noch bekanntgegeben. 


Schoppinitz. 


vormittags 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei 


2 Kozlik. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend 
a eine geſellige Stunde. 
Tarnowitz. 
Sonntag Ausflug der Ortsgruppe mit Familienangehörigen 
17 Juni nach Toſt. Einzelheiten werden durch Runddriefe 
— bekanntgegeben. 


ern abends 8 Uhr Mitgliederverfjammlung im Deutſchen 
19 Juni Privatgymnaſium. Kurzer geſchäftlicher Teil. 
5 Anſchließend heiterer Abend. 


Ruda. 
abends 7,30 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
Banik. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend 


| Montag, 
— Vortrag über: „Die Aenderung im Angeſtellten⸗ 


verſicherungsgeſetz“. 


Lipine. 

vormittags 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei 

17. Juni Machon. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend 
N Vortrag des Berufskameraden Koruſchowitz über: 

„Vom Verband zur Gemeinſchaft“. 


Deutſcher Handels⸗ u. Induſtrieangeſtellten⸗ Verband 
| Bielitz. 

Freitag abends 8 Uhr im Schülerheim Nordmark Mit⸗ 

22. Juni gliederverſammlung. Kollege K. ſpricht über: 

B „Die Abänderung im Angeftelltenverjicherungs> 

geſetz“. | 

Die Mitgliederverſammlungen der Ortsgruppe Tichau und 
Laurahütte werden noch beſonders bekanntgegeben. 

An dieſer Stelle erinnern wir die Ortsgruppenführung 

an die Zuſtellung von Berichten über die im Juni d. J. durch⸗ 

geführten Veranſtaltungen. 


Nachruf. 


Am 21. Mai d. Is. ſtarb nach langer, ſchwerer 
Krankheit unſer Berufskamerad. 


der Buchhalter 


Artur Schneider 


aus Kattowitz, im Alter von 64 Jahren. Faſt 15 Jahre 
war uns der Verſtorbene ein treuer Freund und Mit⸗ 
arbeiter, der ſich ſtets für die Intereſſen unſeres Standes 
und für unfer Volkstum eingeſetzt hat. 

Sein Andenken werden wir in Ehren halten. 


Kattowitz, im Mai 1934. 


Der Hauptvorſtand. Die Ortsgruppe Kattowitz. 
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